
 

 

- 2 - 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

 

Verkündet am 
18. November 2015 
 
 
 
 
 
 

 

 

Az: B 9 V 1/14 R 
 
L 15 VG 2/09 (Bayerisches LSG) 
S 30 VG 25/02 (SG München) 
 
 
………………………………., 
 
 
 Klägerin und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Land Brandenburg, 
vertreten durch das Landesamt für Soziales und Versorgung - Landesversorgungsamt, 
Lipezker Straße 45/Haus 5, 03048 Cottbus, 
 
 Beklagter und Revisionskläger, 
 
beigeladen: 
 
Freistaat Bayern, 
vertreten durch das Zentrum Bayern Familie und Soziales, 
Hegelstraße 2, 95447 Bayreuth. 
 

 

 

Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

18. November 2015 durch den Vizepräsidenten   Prof. Dr.  S c h l e g e l ,    die Richter   

O t h m e r    und   Dr.  R ö h l    sowie die ehrenamtlichen Richter   W ü r t h e n b e r g e r  

und   Dr.  K r e u s c h     

für Recht erkannt: 

 

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 

18. Februar 2014 wird zurückgewiesen. 
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Der Beklagte trägt auch die notwendigen außergerichtlichen Kosten der Klägerin im Revisions-

verfahren. 

 

 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten über eine Versorgung nach dem Gesetz über die Entschädigung für 

Opfer von Gewalttaten (Opferentschädigungsgesetz - OEG) iVm dem Gesetz über die Versor-

gung der Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz - BVG). 

 

Die 1956 geborene Klägerin wuchs im heutigen Land Brandenburg auf. Im Alter von 20 Jahren 

wurde sie von ihrem Vater schwanger. Das Kind starb vier Wochen nach der Geburt. 1989 ver-

zog die Klägerin in die "alten Bundesländer". Im Oktober 1994 wurde sie in G.                        von 

einem Unbekannten vergewaltigt. Am 29.12.2000 beantragte sie beim Amt für Versorgung und 

Familienförderung (AVF) München II eine Versorgung nach dem OEG, zunächst allein wegen 

der im Jahre 1994 erlittenen Vergewaltigung, im Laufe des Verfahrens auch wegen des 

sexuellen Missbrauchs durch ihren Vater in der Zeit von 1960 bis 1979 in Brandenburg. Das 

AVF München II leitete den Antrag auch dem Amt für Soziales und Versorgung Cottbus zu und 

anerkannte nach Einholung eines versorgungsärztlichen Gutachtens mit Vorbehaltsbescheid 

vom 9.1.2002 eine Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) von 30 unter Gewährung einer ent-

sprechenden Versorgungsrente ab dem 1.12.2000. Als Schädigungsfolge stellte es "Posttrau-

matische Belastungsstörung, seelische Störung" im Sinne einer Verschlimmerung fest. 

 

Das Amt für Soziales und Versorgung Cottbus lehnte dagegen den Antrag der Klägerin ab. Zwar 

sei nach den glaubhaften Angaben der Klägerin davon auszugehen, dass sie im Zeitraum von 

1960 bis 1979 Opfer vorsätzlicher, rechtswidriger tätlicher Angriffe geworden ist. Die bei der 

Klägerin zur Anwendung kommende Härtefallregelung des § 10a OEG setze jedoch Gesund-

heitsstörung mit einer Schädigungsfolge voraus, die mit einer MdE von wenigstens 50 zu be-

werten sei; hieran fehle es (Bescheid vom 10.1.2002). Das hiergegen geführte Widerspruchs-

verfahren blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 25.9.2002). Das SG hat die Klage eben-

falls mit der Begründung abgelehnt, dass die Voraussetzungen des § 10a OEG nicht erfüllt 

seien (Urteil vom 27.9.2005). 

 

Im Berufungsverfahrens hat das Bayerische LSG ein neurologisch-psychiatrisches Gutachten 

eingeholt. Danach hat es keine Anhaltspunkte für ein halluzinatorisches Erleben des sexuellen 

Missbrauchs in der Zeit von 1960 bis 1979 gegeben; die MdE habe seit Ende 1994 80 betragen 

(zusammengesetzt aus einem Teil-MdE von 70 für die Basis-Traumatisierung <der Entstehung 

nach> in Brandenburg und von 30 für die Retraumatisierung <der Verschlimmerung nach>). 

Auch sei eine besondere berufliche Betroffenheit festzustellen. In der mündlichen Verhandlung 

1 

2 

3 

4 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 3 - 

 

 

- 4 - 

hat das beklagte Land Brandenburg erstmals Zweifel geäußert, ob die Klägerin in Brandenburg 

einen sexuellen Missbrauch erlitten habe.  

 

Das LSG hat das Urteil des SG aufgehoben und den Beklagten unter Aufhebung der streitge-

genständlichen Bescheide verurteilt, der Klägerin Versorgung nach einem Grad der Schädi-

gungsfolgen (GdS) von 80 zu gewähren. Der Klägerin stehe ein Anspruch gegen den Beklagten 

entsprechend dem brandenburgischen Anteil am Gesamtschadensbild zu (Urteil vom 

18.2.2014). 

 

Mit seiner Revision rügt das beklagte Land Brandenburg die Verletzung materiellen Rechts. Der 

Beklagte sei bereits nicht passivlegitimiert. Weder sei er Schuldner des Versorgungsanspruchs 

noch zuständiger Versorgungsträger. Aufgrund des Wortlauts sei zu fordern, dass die Schädi-

gung ausschließliche Alleinursache für die vorliegenden Gesundheitsschäden sei. Ferner müsse 

die Anwendung des § 30 Abs 2 BVG auf das Recht der Kriegsopferversorgung beschränkt blei-

ben. 

 

Daneben rügt das beklagte Land Brandenburg die Verletzung der §§ 128 Abs 1 und 103 SGG. 

Die Grenzen der freien richterlichen Beweiswürdigung seien überschritten. Allein anhand der Be-

weismittel der gutachterlichen Stellungnahmen sei kein Vollbeweis dahingehend zu führen, dass 

die Klägerin zwischen 1960 und 1979 sexuell missbraucht worden sei. Entsprechend den Be-

weisanträgen in der mündlichen Verhandlung hätte das LSG die Glaubhaftigkeit der Angaben 

der Klägerin aufgrund der Variabilität ihrer Aussagen und gutachterlich festgestellter, lang an-

dauernder Amnesie in der Vergangenheit überprüfen müssen. 

 

Das beklagte Land beantragt, 

das Urteil des Bayerischen Landessozialgerichts vom 18.2.2014 aufzuheben und die 

Berufung der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts München vom 27.9.2005 zu-

rückzuweisen. 

 

Die Klägerin beantragt, 

die Revision zurückzuweisen. 

 

Der beigeladene Freistaat Bayern hat keinen Antrag gestellt. 

 

 

II 

 

Die zulässige Revision ist unbegründet (§ 170 Abs 1 S 1 SGG). 

 

1. Gegenstand des Rechtsstreits ist die Aufhebung des Ausgangs- und Widerspruchsbescheids 

sowie die Anerkennung von Schädigungsfolgen und die Gewährung einer Beschädigtenver-
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sorgung. Da sich die Klage nicht nur auf eine isolierte Feststellung (Anerkennung) von Schädi-

gungsfolgen richtet, scheidet eine kombinierte Anfechtungs- und Verpflichtungsklage iS des 

§ 54 Abs 1 S 1 SGG als statthafte Klageart aus (zur Anfechtungs- und Verpflichtungsklage im 

Rahmen der Opferentschädigung siehe BSG Urteil vom 29.4.2010 - B 9 VG 1/09 R - BSGE 106, 

91 = SozR 4-3800 § 1 Nr 17). Bei einer Klage auf Erlass eines zuvor abgelehnten und sich nicht 

auf den Erlass als solchen erschöpfenden Verwaltungsakts ist statthafte Klage eine der An-

fechtungs- und Verpflichtungsklage subsidiäre kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage iS 

des § 54 Abs 1 S 1, Abs 4 SGG (zur Anfechtungs- und Leistungsklage im Rahmen der Opfer-

entschädigung siehe BSG Urteil vom 17.4.2013 - B 9 V 1/12 R - BSGE 113, 205 = SozR 4-3800 

§ 1 Nr 20). 

 

Die Klage ist zulässig und begründet. Die Klägerin hat nach der Härtefallregelung des § 10a iVm 

§ 1 OEG Anspruch auf Opferentschädigung (dazu 2.). Die tatbestandlichen Voraussetzungen 

hierfür liegen vor; die Angriffe des beklagten Landes gegen die insoweit vom LSG getroffenen 

Feststellungen greifen nicht durch (dazu 3.). Die durch den sexuellen Missbrauch in Branden-

burg zu Zeiten der ehemaligen DDR verursachte MdE (bzw GdS) der Klägerin beläuft sich auf 

70 und ist aufgrund einer besonderen beruflichen Betroffenheit um 10 zu erhöhen. Die Versor-

gung beginnt mit der Antragstellung (dazu 4.). Der Anspruch richtet sich in dem Umfang gegen 

das beklagte Land Brandenburg, als das Gesamtschadensbild seine Ursache in den in 

Brandenburg erfolgten Schädigungen hat (dazu 5.).  

 

2. Rechtsgrundlage für den geltend gemachten Anspruch aus einer auf dem Gebiet der ehema-

ligen DDR vor dem 3.10.1990 begangenen rechtswidrigen Tat ist § 1 iVm § 10a OEG.  

 

a) Nach § 1 OEG erhält Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des BVG, 

wer im Geltungsbereich des OEG infolge eines vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffs 

gegen seine Person oder durch dessen rechtmäßige Abwehr eine gesundheitliche Schädigung 

erlitten hat. Dem OEG liegt die Erwägung zugrunde, dass den Staat eine besondere Verant-

wortung für Personen trifft, die durch einen solchen Angriff geschädigt werden (BT-Drucks 

7/2506 S 7). Denn Aufgabe des Staates ist es, seine Bürger vor Gewalttätern zu schützen. Kann 

er diese Pflicht nicht erfüllen, muss er sich für die Entschädigung des Opfers verantwortlich 

fühlen. Die Geschädigten müssen von der Allgemeinheit in einem solchen Umfang schadlos 

gehalten werden, dass ein soziales Absinken der Betroffenen selbst, ihrer Familien und ihrer 

Hinterbliebenen vermieden wird (vgl BT-Drucks 7/2506 S 7). 

 

Das OEG trat am 16.5.1976 in Kraft. Es galt zeitlich zunächst nur für Gewalttaten, die sich ab 

Inkrafttreten des Gesetzes ereigneten, also für Taten ab 16.5.1976 (zur Verfassungskonformität 

der Stichtagsregelung siehe BVerfG Beschluss vom 3.10.1984 - 1 BvR 270/84 - SozR 3800 § 10 

Nr 2). Räumlich galt es dort, wo der deutsche Staat Staatsgewalt ausüben und daher für die 

Verhinderung von Gewalttaten verantwortlich gemacht werden konnte, dh im Gebiet der Bun-

desrepublik Deutschland und West-Berlin.  
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b) 1984 wurde das OEG geändert und zeitlich auch auf Gewalttaten erstreckt, die sich seit In-

krafttreten des GG am 23.5.1949 ereignet hatten (Gesetz vom 20.12.1984, BGBl I 1723); aller-

dings wurde bei dieser rückwirkenden Erstreckung Entschädigung lediglich nach Maßgabe der 

Härtefallregelung des § 10a OEG geleistet. Diese sieht Opferentschädigung nur vor, wenn drei 

Voraussetzungen vorliegen: 1. Die verletzte Person muss "allein infolge dieser Schädigung 

schwerbeschädigt" sein; sie muss 2. bedürftig sein und muss 3. ihren Wohnsitz oder gewöhn-

lichen Aufenthalt im Geltungsbereich des OEG haben.  

 

c) Seit dem Beitritt der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland gilt das OEG auch in 

den neuen Bundesländern und kommt Versorgung bei Gewalttaten, die im Gebiet der ehemali-

gen DDR vor dem 3.10.1990 begangen worden sind, ebenfalls nach der Härtefallregelung des 

§ 10a OEG in Betracht. Mit dem Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands (Einigungs-

vertrag) trat das OEG auch in den neuen Bundesländern ua mit der Maßgabe in Kraft, dass 

§ 10a OEG in diesen Gebieten für eine Schädigung in der Zeit vom 7.10.1949 (Gründung der 

DDR) bis 31.12.1990 gilt (Anlage I Kapitel VIII Sachgebiet K Abschnitt III Nr 18 Buchst c und d). 

Mit dem Gesetz zur Änderung des BVG und anderer Vorschriften vom 20.6.2011 (BGBl I 1114) 

wurde diese Übergangsregelung sodann in das OEG übernommen (vgl § 10 S 5 OEG). Dies 

bedeutet: Entschädigung wird für im Gebiet der ehemaligen DDR vor dem 3.10.1990 erlittene 

Schädigungen aufgrund rechtswidriger tätlicher Angriffe nur dann gewährt, wenn die verletzte 

Person "allein infolge dieser Schädigung schwerbeschädigt" und bedürftig ist sowie ihren Wohn-

sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Geltungsbereich des OEG hat. Diese Voraussetzungen 

liegen hier vor.  

 

3. Die tatbestandlichen Voraussetzungen der §§ 1, 10a OEG sind erfüllt. Die Feststellungen des 

LSG halten einer revisionsrichterlichen Überprüfung Stand. Die vom beklagten Land Branden-

burg gerügte Sachverhaltsaufklärung und Beweiswürdigung sind - soweit revisionsrichterlich 

überprüfbar - nicht zu beanstanden. 

 

a) Nach § 1 Abs 1 S 1 OEG erhält eine natürliche Person, die im Geltungsbereich des OEG 

durch einen vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriff eine gesundheitliche Schädigung 

erlitten hat, wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in 

entsprechender Anwendung der Vorschriften des BVG. Die Klägerin ist im Zeitraum von 1960 

bis 1979 in Brandenburg Opfer von vorsätzlichen, rechtswidrigen tätlichen Angriffen geworden. 

Das LSG ist vom Vorliegen der insoweit erforderlichen Tatsachen überzeugt, sodass dahinge-

stellt bleiben kann, ob die Voraussetzungen von § 6 Abs 3 OEG iVm § 15 des Gesetzes über 

das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversorgung (Herabsetzung des Beweismaßes auf 

Glaubhaftmachung) vorliegen, und eine Glaubhaftmachung insoweit ausreichend gewesen 

wäre. 
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Das LSG hat seiner Überzeugungsbildung ein zutreffendes Begriffsverständnis vom Angriff in 

Fällen des sexuellen Missbrauchs von Kindern zugrunde gelegt (vgl hierzu zuletzt BSG Urteil 

vom 17.4.2013 - B 9 V 1/12 R - BSGE 113, 205 = SozR 4-3800 § 1 Nr 20; BSG Urteil vom 

17.4.2013 - B 9 V 3/12 R - abrufbar unter Juris, jeweils mwN). Der Annahme einer Schädigung 

iS des § 1 OEG steht angesichts der missbrauchsbedingten Schwangerschaft hier nicht ent-

gegen, dass die einzelnen Missbrauchshandlungen, die der Vater der Klägerin an dieser vorge-

nommen hat, im Übrigen zeitlich nicht mehr genau fixierbar waren und der Tathergang nicht 

mehr bis ins Detail rekonstruiert werden konnte.  

 

Einschränkungen auf der Rechtsfolgenseite ergeben sich durch diese Ausnahme nicht. An die 

Feststellung eines detaillierten Geschehensablaufs sind versorgungsrechtlich keine Rechtsfol-

gen geknüpft. Der GdS bemisst sich nicht anhand des tätlichen Angriffs und dessen konkreter 

Ausgestaltung, sondern anhand der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen der Schädi-

gung. 

 

Das beklagte Land Brandenburg hat gegen die Feststellung des LSG, dass die Klägerin von 

ihrem Vater missbraucht worden ist, keine durchgreifenden Revisionsrügen vorgebracht. Das 

Tatsachengericht entscheidet gemäß § 128 Abs 1 S 1 SGG nach seiner freien, aus dem Ge-

samtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeugung; es ist in seiner Beweiswürdigung frei 

und lediglich an die Regeln der Logik und der Erfahrung gebunden. Das dem Gericht insofern 

eingeräumte Ermessen kann das Revisionsgericht nur begrenzt überprüfen. Die Grenzen der 

freien Beweiswürdigung sind erst überschritten, wenn das Tatsachengericht gegen allgemeine 

Erfahrungssätze oder Denkgesetze verstößt, aber auch, wenn es das Gesamtergebnis des 

Verfahrens nicht ausreichend und umfassend berücksichtigt (stRspr vgl zuletzt BSG Urteil vom 

11.8.2015 - B 9 SB 1/14 R - mwN). Solche Mängel liegen hier nicht vor.  

 

Das beklagte Land stützt seine Rüge einer Überschreitung der Grenzen freier Beweiswürdigung 

ausschließlich darauf, anhand der gutachterlichen Stellungnahmen sei kein Vollbeweis dahin-

gehend zu führen, dass die Klägerin zwischen 1960 und 1979 sexuell missbraucht worden sei, 

insbesondere mit Blick darauf, dass diese Hypothese weder gemäß Gutachtensauftrag hinter-

fragt werden sollte, noch ernstlich durch die Gutachter hinterfragt und verifiziert worden sei. 

Damit zeigt das beklagte Land Brandenburg nicht auf, zu welchem Ergebnis die Beweiswürdi-

gung des LSG hätte führen müssen. Auch hat es weder eine Verletzung von allgemeinen Erfah-

rungssätzen oder Denkgesetzen dargelegt noch ausgeführt, aus welchen Gründen das LSG das 

Gesamtergebnis des Verfahrens nicht ausreichend und umfassend berücksichtigt haben soll. 

Das LSG hat sich eingehend mit dem Sachverhalt, den Ergebnissen der eingeholten Sachver-

ständigengutachten und den Aussagen der Gutachter in der mündlichen Verhandlung auseinan-

dergesetzt. Es hat sich frei von Denkfehlern davon überzeugt, dass die Klägerin Opfer vorsätz-

licher, rechtswidriger tätlicher Angriffe iS des § 1 OEG geworden ist. Dabei hat es den ange-

wandten Beweismaßstab des Vollbeweises unter Zugrundelegung der von ihm dargelegten De-

finition rechtlich zutreffend erkannt. 
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Die weiterhin erhobene Rüge des beklagten Landes Brandenburg, das LSG habe seine Pflicht 

zur Amtsermittlung (§ 103 SGG) verletzt, ist zulässig, aber unbegründet. Zwar bezeichnet das 

beklagte Land Brandenburg Tatsachen, die den Mangel einer unterlassenen Aufklärung erge-

ben können; es benennt konkrete Beweismittel und legt zumindest ansatzweise dar, zu welchem 

Ergebnis nach seiner Auffassung die für erforderlich gehaltenen Ermittlungen geführt hätten 

(§ 164 Abs 2 S 3 SGG). Eine Verletzung des § 103 SGG liegt jedoch nur vor, wenn das Tatsa-

chengericht Ermittlungen unterlässt, obwohl es sich ausgehend von seiner Rechtsauffassung zu 

weiteren Ermittlungen hätte gedrängt fühlen müssen (stRspr vgl BSG Urteil vom 

10.6.1975 - 9 RV 124/74 - BSGE 40, 49 = SozR 3100 § 30 Nr 7; BSG Beschluss vom 

14.11.2013 - B 9 V 33/13 B - abrufbar unter Juris mwN). Daran fehlt es hier. Seit der Antrag-

stellung im Dezember 2000 ist die Klägerin von insgesamt vier Sachverständigen begutachtet 

worden. Keiner der Gutachter hegte Zweifel an den von der Klägerin vorgetragenen Ereignissen 

in Brandenburg und Bayern. Hinsichtlich dieser Tatsachen stimmen alle Gutachter überein. 

Allein schon aus diesem Grunde und wegen der Tatsache, dass die Klägerin von ihrem Vater 

ein Kind bekommen hat, musste sich das LSG ausgehend von seiner Rechtsauffassung nicht zu 

weiteren Ermittlungen gedrängt fühlen. 

 

Das beklagte Land hat überdies seine Zweifel an den streitbefangenen Vergewaltigungen und 

den daran anknüpfenden Beweisantrag auch nicht innerhalb eines angemessenen Zeitraums 

vorgebracht. Die Beteiligten haben ihre Prozessführung entsprechend der Prozesslage an der 

Förderung des Verfahrens auszurichten. Diesem Gedanken trägt § 411 Abs 4 S 1 ZPO (iVm 

§ 202 SGG) Rechnung, indem er den Beteiligten auch im sozialgerichtlichen Verfahren vorgibt, 

Einwendungen, Anträge und Fragen an Sachverständige rechtzeitig anzubringen (BT-Drucks 

11/3621 S 41). Dies gilt unabhängig davon, ob das Gericht hierfür eine Frist gesetzt hat (§ 411 

Abs 4 S 2 ZPO). Dementsprechend sind auch bei fehlender Fristsetzung rechtsmissbräuchlich 

gestellte Anträge auf Befragung bereits beauftragter Sachverständiger unerheblich (BSG SozR 

4-1500 § 116 Nr 2). Nicht anders verhält es sich in Bezug auf weitere Sachverständigengut-

achten. Das beklagte Land kam seiner Verpflichtung, Beweisanträge innerhalb angemessener 

Zeit zu stellen, nicht nach; erst nach mehr als zwölfjähriger Verfahrensdauer und mehrmaliger 

Erörterung und Verhandlung hegte es erstmals in der letzten mündlichen Verhandlung am 

18.2.2014 Zweifel am gesamten Geschehensablauf. Es setzte sich durch dieses späte Vorbrin-

gen auch in Widerspruch zu seinem bisherigen Verhalten. Denn sowohl im Ablehnungsbescheid 

als auch im Widerspruchsbescheid hat das beklagte Land selbst zum Ausdruck gebracht, es sei 

glaubhaft, dass die Klägerin im Zeitraum von 1960 bis 1979 Opfer vorsätzlicher, rechtswidriger 

tätlicher Angriffe iS des § 1 OEG geworden ist. Diese Tatsachen sind "unstreitig" gestellt wor-

den. Zwar gilt auch im sozialgerichtlichen Verfahren der Amtsermittlungsgrundsatz. Die Pflicht 

zur Ermittlung des Sachverhalts von Amts wegen besteht jedoch nicht unbegrenzt. Tragen die 

Beteiligten übereinstimmend Tatsachen vor, die plausibel sind, müssen diese nicht zwingend 

vom Gericht angezweifelt und überprüft werden, wenn hierfür keine Anhaltspunkte bestehen. 

Ohne diese Beschränkung des Amtsermittlungsgrundsatzes wäre eine rationelle Erledigung des 
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Verfahrens nicht möglich (Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 11. Aufl 2014, 

§ 103 RdNr 7a). Demnach kann das Vorbringen der Beteiligten sogar allein Entscheidungs-

grundlage sein, etwa dann, wenn eine von einem Beteiligten mehrfach vorgetragene Tatsache 

vom anderen während des Verfahrens nicht bestritten wird (vgl BSG Urteil vom 

3.6.2004 - B 11 AL 71/03 R -; Leitherer, aaO, § 103 RdNr 7a; siehe hierzu ebenfalls BSG Be-

schluss vom 15.8.1960 - 4 RJ 291/59 - SozR Nr 56 zu § 128 SGG). 

 

Vor diesem Hintergrund hält auch die Vorgehensweise des LSG, kein psychologisches Glaub-

haftigkeitsgutachten einzuholen, einer revisionsrichterlichen Überprüfung Stand. Hinsichtlich der 

vom LSG festgestellten und in der Sitzungsniederschrift vom 18.2.2014 im Einzelnen aufge-

führten Schädigungen und Schädigungsfolgen (das LSG spricht auch von Gesundheitsstörun-

gen) sind zulässige und begründete Verfahrensrügen nicht erhoben worden. Der erforderliche 

Zurechnungszusammenhang zwischen den schädigenden Ereignissen in Brandenburg und den 

gesundheitlichen Schädigungen (haftungsbegründende Kausalität) und den daraus resultieren-

den Schädigungsfolgen bzw Gesundheitsstörungen (haftungsausfüllende Kausalität) liegt nach 

den Feststellungen des LSG ebenfalls vor. Das LSG hat die haftungsbegründende und haf-

tungsausfüllende Kausalität über den Bedingungszusammenhang im naturwissenschaftlich-

philosophischen Sinne hinaus zutreffend an der Theorie der wesentlichen Bedingung (siehe 

hierzu BSG Urteil vom 16.12.2014 - B 9 V 6/13 R - SozR 4-7945 § 3 Nr 1) orientiert. Die in die-

sem Zusammenhang erhobene Rüge des beklagten Landes Brandenburg, das LSG habe seine 

Pflicht zur Amtsermittlung (§ 103 SGG) dadurch verletzt, dass es Alternativursachen für die psy-

chischen Leiden der Klägerin nicht in Erwägung gezogen und entsprechend geprüft habe, greift 

nicht durch. Denn auch diesbezüglich musste sich das LSG nicht zu weiteren Ermittlungen ge-

drängt fühlen. 

 

b) Ebenso liegen die tatbestandlichen Voraussetzungen der Härtefallregelung des § 10a 

Abs 1 OEG vor. Danach erhalten Personen, die in der Zeit vom 7.10.1949 bis 2.10.1990 in den 

neuen Bundesländern geschädigt worden sind, auf Antrag Versorgung, solange sie (1.) allein 

infolge dieser Schädigung schwerbeschädigt, (2.) bedürftig sind und (3.) im Geltungsbereich des 

OEG ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben. Dies ist hier der Fall. 

 

Die Klägerin ist, wie das LSG bindend festgestellt hat, bedürftig iS des § 10a Abs 1 S 1 

Nr 2 OEG. Sie hatte ihren Wohnsitz bzw gewöhnlichen Aufenthalt iS des § 10a Abs 1 S 1 

Nr 3 OEG im Geltungsbereich dieses Gesetzes. Auch ist sie allein aufgrund des im Gebiet der 

ehemaligen DDR ihr gegenüber verübten Angriffs schwerbeschädigt.  

 

Das Tatbestandsmerkmal "allein infolge dieser Schädigung schwerbeschädigt" ist erfüllt, wenn 

sich die zu einer Schwerbeschädigung führende Schädigung im zeitlichen und räumlichen Er-

streckungsbereich des OEG auf dem Gebiet der ehemaligen DDR in der Zeit vom 7.10.1949 bis 

zum 2.10.1990 ereignet hat und diese schädigenden Ereignisse für sich betrachtet einen Grad 
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der Schädigungsfolgen von mindestens 50 und damit die "Schwerbeschädigteneigenschaft" (§ 1 

Abs 1 S 1 OEG iVm § 31 Abs 2 BVG) erreichen. 

 

Der Rechtsansicht des beklagten Landes Brandenburg, wonach die Schädigung ausschließliche 

Ursache für die vorliegenden Gesundheitsschäden sein müsse, ist nicht zu folgen. Denn Folge 

dieses engen Begriffsverständnisses wäre, dass an sich der Härtefallregelung unterfallende 

Schädigungen in Nachhinein wieder ausgeschlossen wären, die durch weitere Schädigungen 

nach dem Stichtag überlagert und beeinflusst werden (hier die in Bayern erlittene Vergewalti-

gung). Eine derart restriktive Auslegung ist mit dem Sinn und Zweck der Härtefallregelung des 

§ 10a OEG nicht vereinbar. Ausweislich der Gesetzesbegründung liegt der Härtefallregelung 

des § 10a OEG die Erwägung zugrunde, dass bei Schwerbeschädigten in Anbetracht der 

Schwere ihrer Gesundheitsstörungen der Ausschluss von der Versorgung, wie es eine strikte 

Anwendung der Stichtagsregelung des § 10 S 1 OEG zur Folge hätte, unbillig erscheint (BT-

Drucks 10/2103 S 5). Diesem Gesetzeszweck liefe es zuwider, wenn Schwerbeschädigte, deren 

Schädigungen durch weitere Schädigungen nach dem Stichtag überlagert und beeinflusst wer-

den, allein aus diesem Grunde wieder aus der Härtefallregelung des § 10a OEG und damit aus 

dem Anwendungsbereich des Gesetzes herauszunehmen wären. Ist schon nach dem Willen 

des Gesetzgebers die mit der Stichtagsregelung des § 10 S 1 OEG verbundene Herausnahme 

von Schwerbeschädigten aus dem Anwendungsbereich des Gesetzes an sich unbillig, so gilt 

dies erst recht, wenn zu den bereits vorhandenen Schädigungen des Schwerbeschädigten noch 

weitere Schädigungen hinzutreten, gleichgültig ob diese nun zu einer Überlagerung der bereits 

vorhandenen Schädigungen führen oder nicht. Die Rechtsansicht des beklagten Landes 

Brandenburg würde demgegenüber zu einer nicht zu rechtfertigenden Schlechterstellung dieses 

Personenkreises führen. 

 

4. Die Klägerin hat Anspruch auf Versorgung nach einem GdS von 80. Nach der Feststellung 

des LSG beläuft sich der durch den sexuellen Missbrauch in Brandenburg verursachte GdS der 

Klägerin unmittelbar vor der Vergewaltigung in Bayern bereits auf 70. Damit ist die Klägerin 

schwerbeschädigt iS des § 1 Abs 1 S 1 OEG iVm § 31 Abs 2 BVG. Diese Feststellung ist für 

den Senat bindend (§ 163 SGG). Zulässige und begründete Verfahrensrügen sind gegen sie 

nicht erhoben worden. 

 

Dass das LSG im Rahmen dieser Feststellung aus Vereinfachungsgründen ausschließlich den 

Begriff GdS verwendet, ist unerheblich. Durch das Gesetz zur Änderung des BVG und anderer 

Vorschriften des Sozialen Entschädigungsrechts vom 13.12.2007 führte der Gesetzgeber ua in 

dem hier maßgeblichen § 30 Abs 1 BVG den Begriff GdS ein und ersetzte damit die traditionelle 

Beschreibung MdE zum 21.12.2007 (BGBl I 2904). Hätte das LSG demnach in zutreffender 

Weise bis zum 20.12.2007 den Begriff MdE verwendet, wäre das Urteil inhaltlich nicht anders 

ausgefallen. 

 

 

31 

32 

33 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 - 

 

 

- 11 - 

Darüber hinaus liegt bei der Klägerin eine besondere berufliche Betroffenheit iS des § 30 

Abs 2 BVG vor, dessen Ausmaß mit einem GdS von 10 zu bewerten ist. Diese Norm ist im 

Opferentschädigungsrecht entsprechend anwendbar. 

 

Auf der Rechtsfolgenseite bestimmt § 1 Abs 1 S 1 OEG, dass wegen der gesundheitlichen und 

wirtschaftlichen Folgen auf Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften 

des BVG zu leisten ist. Dieser Verweis umfasst auch eine Erhöhung des GdS wegen besonde-

rer beruflicher Betroffenheit nach § 30 Abs 2 BVG; eine Ausklammerung der Norm aus diesem 

Verweis bringt das Gesetz an keiner Stelle zum Ausdruck (dies als gegeben vorausgesetzt BSG 

Urteil vom 24.7.2002 - B 9 VG 5/01 R - abrufbar unter Juris; BSG Urteil vom 

12.6.2003 - B 9 VG 1/02 R - BSGE 91, 107 = SozR 4-3800 § 1 Nr 3; noch Bedenken hegend 

BSG Urteil vom 18.10.1995 - 9 RV 18/94 - SozR 3-3100 § 30 Nr 14; sich ebenso für eine An-

wendbarkeit der Norm aussprechend Gelhausen/Weiner, OEG, 6. Aufl 2015, § 10a RdNr 2; 

Rademacker in Knickrehm, Gesamtes Soziales Entschädigungsrecht, 1. Aufl 2012, § 10a OEG 

RdNr 5; Heinz, OEG, 2007, § 10a RdNr 9). Soweit nach Ansicht des beklagten Landes 

Brandenburg die Vorschrift des § 30 Abs 2 BVG bereits an sich auf das Recht der Kriegsopfer-

versorgung beschränkt bleiben müsse, findet diese einschränkende Auslegung im geltenden 

Recht keine Stütze. Eine Erhöhung des GdS wegen besonderer beruflicher Betroffenheit nach 

§ 30 Abs 2 BVG ist auch im Rahmen des OEG möglich.  

 

Eine andere Ansicht lässt sich - entgegen der Auffassung des beklagten Landes - auch nicht 

aus der Gesetzesbegründung zur Härtefallregelung des § 10a OEG ableiten. Das Gegenteil ist 

der Fall. Denn ausweislich der Gesetzesbegründung ist die Härtefallregelung des § 10a OEG 

"auf Schwerbeschädigte (§ 30 Abs. 1 und 2 BVG) und Hinterbliebene beschränkt" (BT-Drucks 

10/2103 S 5). Für die Bestimmung eines Schwerbeschädigten im Rahmen des § 10a OEG, 

einer Regelung aus dem OEG, nimmt der Gesetzgeber im Klammertext selbst auf § 30 

Abs 2 BVG Bezug. Konsequenterweise ist die besondere berufliche Betroffenheit iS des § 30 

Abs 2 BVG dann auch nicht in den Ausnahmetatbestand des § 10a Abs 5 OEG mit aufgenom-

men worden, obgleich der Gesetzgeber inzwischen mehrfach die Gelegenheit hierzu hatte. 

 

Die Klägerin hat einen Anspruch auf Versorgung ab dem 1.12.2000. Dies folgt aus § 60 Abs 1 

S 1 BVG, der entsprechend über § 1 Abs 1 S 1 OEG anwendbar ist. Demnach beginnt die Be-

schädigtenversorgung mit dem Monat, in dem ihre Voraussetzungen erfüllt sind (also am Ersten 

dieses Monats), frühestens mit dem Antragsmonat.  

 

Aus der Antragstellung beim beigeladenen Freistaat Bayern am 29.12.2000 folgt ein Versor-

gungsbeginn ab dem 1.12.2000. Da die Klägerin keine rückwirkende Leistungsgewährung be-

gehrt, kann eine weitere Prüfung des § 60 Abs 1 S 2 und S 3 OEG dahinstehen. Soweit im 

Tenor des angefochtenen Urteils eine Beschädigtenversorgung bereits ab Oktober 2000 ausge-

sprochen ist, ist diese Rechtsfolge materiell-rechtlich zwar nicht von § 60 Abs 1 S 1 BVG ge-
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deckt; aufgrund einer von der Klägerin abgegebenen Verzichtserklärung für die Monate Oktober 

und November 2000 ist sie jedoch obsolet. 

 

5. Das beklagte Land Brandenburg ist gemäß § 4 Abs 1 S 1 OEG Schuldner des Versorgungs-

anspruchs und damit als materiell-rechtlich Verpflichteter passivlegitimiert. Dabei ist das be-

klagte Land Brandenburg für die Anerkennung und Feststellung der Schädigungsfolgen aus den 

Ereignissen in Brandenburg im Außenverhältnis zuständig und im Innenverhältnis Kostenträger 

(dazu a). Der erkennende Senat weist ergänzend darauf hin, dass der beigeladene Freistaat 

Bayern im Anschluss an diesen Rechtsstreit unter Berücksichtigung der Ereignisse in Bayern 

eine einheitliche Rente festzusetzen und dabei den für den Erstschaden in Brandenburg festge-

stellten GdS ohne erneute Prüfung seiner Beurteilung zugrunde zu legen hat (dazu b). 

 

a) Nach § 4 Abs 1 S 1 OEG ist zur Gewährung der Versorgung das Land verpflichtet, in dem die 

Schädigung eingetreten ist. Der Regelungsinhalt des § 4 OEG ist ein Doppelter. Zum einen ent-

hält die Norm entsprechend ihrer gesetzlichen Überschrift "Kostenträger" eine Regelung hin-

sichtlich der Kostenträgerschaft im Innenverhältnis als Aufteilung von finanziellen Lasten. Zum 

anderen enthält sie eine Regelung hinsichtlich der Zuständigkeit für die Gewährung von Leis-

tungen (BT-Drucks 7/2506 S 16), also eine das Außenverhältnis betreffende Regelung der Ver-

bandszuständigkeit. Das beklagte Land, in dem die Schädigung eingetreten ist, soll den An-

spruch dem Grunde wie der Höhe nach verwaltungsmäßig feststellen und den Berechtigten in 

den Genuss der festgestellten Leistungen bringen, und zwar zu eigenen Lasten (BSG Urteil vom 

12.2.2003 - B 9 VG 2/02 R - SozR 4-3800 § 1 Nr 1). Damit ist das beklagte Land Brandenburg 

zur Gewährung der vorliegend im Streit stehenden Versorgung verpflichtet. 

 

b) Für die Anerkennung und Feststellung der aus der ersten Schädigung resultierenden Schädi-

gungsfolgen ist das Land im Außenverhältnis zuständig und im Innenverhältnis Kostenträger, in 

dem die Erstschädigung eingetreten ist, hier das beklagte Land Brandenburg. Zuständig für die 

Festsetzung einer einheitlichen Rente ist das Land, das über die letzte Schädigung entscheidet, 

hier also der beigeladene Freistaat Bayern. Dieses Land hat den für den Erstschaden festge-

stellten GdS ohne erneute Prüfung seiner Beurteilung zugrunde zu legen. Dies folgt aus einer 

analogen Anwendung von § 4 Abs 4 OEG iVm § 3 Abs 1, § 4 Abs 1 S 1 OEG. 

 

Für den Fall des Zusammentreffens von Ansprüchen nach dem OEG aus verschiedenen Län-

dern kann eine Zuständigkeit nicht schon aus der unmittelbaren, wohl aber aus einer analogen 

Anwendung des § 4 Abs 4 OEG iVm § 3 Abs 1, § 4 Abs 1 S 1 OEG abgeleitet werden. 

 

 

Nach § 4 Abs 4 OEG sind in den Fällen des § 3 Abs 1 OEG die Kosten, die durch das Hinzu-

treten der weiteren Schädigung verursacht werden, von dem Leistungsträger zu übernehmen, 

der für die Versorgung wegen der weiteren Schädigung zuständig ist. Dessen Zuständigkeit folgt 

aus den vorhergehenden Absätzen, also grundsätzlich aus § 4 Abs 1 S 1 OEG, womit das Land 

39 

40 

41 

42 

43 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 12 - 

 

 

- 13 - 

verpflichtet ist, in dem die Schädigung eingetreten ist. Diese Zuständigkeitsregelung muss dann 

in Zusammenschau mit § 3 Abs 1 OEG gelesen werden. Damit hat das für die weitere Schädi-

gung zuständige Land im Ergebnis eine einheitliche Rente festzusetzen, die Kosten hierfür aber 

wegen § 4 Abs 4 OEG nur anteilig zu tragen. 

 

Die in der Literatur vertretene abweichende Ansicht, aus § 4 Abs 4 OEG ergebe sich, dass das 

Land, in dem die weitere Schädigung eingetreten ist, nur über die Anerkennung und Feststellung 

der Schädigungsfolgen der weiteren Schädigung entscheide, dagegen für die Festsetzung der 

einheitlichen Rente das bisher zuständige Land zuständig bleibe (Sailer in Wilke, Soziales Ent-

schädigungsrecht, 7. Aufl 1992, § 4 OEG RdNr 3), ist abzulehnen. Dagegen spricht schon der 

Wortlaut des § 4 Abs 4 OEG, wonach die Kosten, die durch das Hinzutreten der weiteren Schä-

digung verursacht werden, von dem Leistungsträger zu übernehmen sind, der für die Versor-

gung wegen der weiteren Schädigung zuständig "ist". Zudem widerspricht diese Aufteilung der 

Zuständigkeiten dem Sinn und Zweck des § 3 Abs 1 OEG. Danach dient die Bildung einer ein-

heitlichen Rente dem Ziel, eine sachgemäße, auf den Einzelfall zugeschnittene Ausgestaltung 

der Versorgungsleistungen zu erreichen. Diese individuelle Ausgestaltung lässt sich am besten 

erreichen, wenn das Land, in dem die weitere Schädigung eingetreten ist, auch für die Festset-

zung der einheitlichen Rente zuständig ist. Hierfür spricht zum einen dessen Sachnähe und zum 

anderen die Tatsache, dass hinsichtlich der ersten Schädigung regelmäßig bereits eine Be-

schädigtenversorgung durch das zuständige Land rechtskräftig festgestellt wurde. Damit ist nur 

eine (Gesamt-)Entscheidung zu treffen, die die Anerkennung und Feststellung der Schädi-

gungsfolgen der weiteren Schädigung beinhaltet. Soweit - wie im vorliegenden Fall - hinsichtlich 

der Erstschädigung ausnahmsweise noch keine Beschädigtenversorgung festgestellt wurde, 

rechtfertigt dies keine Durchbrechung der Zuständigkeiten im Einzelfall. 

 

Für den Fall des Zusammentreffens von Ansprüchen nach dem OEG kann § 4 Abs 4 OEG 

allerdings nicht direkt angewendet werden. Die Norm bezieht sich nur auf den in § 3 Abs 1 OEG 

unmittelbar geregelten Fall des Zusammentreffens von Ansprüchen aus unterschiedlichen Ge-

setzen. Entsprechend seines eindeutigen und einer anderweitigen Auslegung nicht zugänglichen 

Wortlauts regelt § 3 Abs 1 OEG unmittelbar nur das Zusammentreffen von Ansprüchen aus 

unterschiedlichen Gesetzen. Für den Fall des Zusammentreffens von Ansprüchen nach dem 

OEG aufgrund von mehreren Schädigungen in verschiedenen Bundesländern ist § 3 Abs 1 OEG 

jedoch analog anzuwenden. Es besteht eine planwidrige Gesetzeslücke und vergleichbare Inte-

ressenlage mit dem Fall des Zusammentreffens von Ansprüchen aus unterschiedlichen Ge-

setzen. Die im Rahmen des § 3 Abs 1 OEG insoweit bestehende planwidrige Unvollständigkeit 

innerhalb des positiven Rechts führt zu einer solchen im Rahmen des sich hieran anknüpfenden 

§ 4 Abs 4 OEG. Damit zieht die analoge Anwendung des § 3 Abs 1 OEG konsequenterweise 

eine analoge Anwendung des § 4 Abs 4 OEG nach sich (vgl hierzu insgesamt Rademacker, 

aaO, § 3 OEG RdNr 4; offenbar auch Schoreit/Düsseldorf, OEG, 1977, § 3 RdNr 2).  
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6. Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG. 
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